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Mutmasslicher Schweizer Spion muss vor Gericht antraben
Spionageaffäre Der Schweizer Daniel M. steht am Mittwoch zum ersten Mal vor dem Oberlandesgericht

Frankfurt. Ihm drohen bis zu fünf Jahre Haft. Politiker hoffen, dass der Prozess zur Aufklärung der Affäre beiträgt.
Maja Briner
Seit fast einem halben Jahr sitzt
der Schweizer Daniel M. in
Deutschland in Untersuchungs-
haft. Die Verhaftung des mut-
masslichen Spions hatte im Früh-
ling hohe Wellen geworfen. Deut-
sche Politiker zeigten sich empört
über die Spionage, Schweizer
sorgten sich um den Ruf des
Nachrichtendienstes des Bundes
(NDB). Dieser soll den Privat-
ermittler beauftragt haben.

Ab Mittwoch steht der mut-
massliche Spion in Frankfurt
erstmals vor Gericht. Der Pro-
zess könnte ein wenig Licht in die
verworrene Geschichte bringen.
Gemäss Anklage soll Daniel M.
im Auftrag des NDB deutsche
Steuerbeamte ausgespäht haben,
die mit dem Kauf von Steuer-
CDs zu tun hatten. Zudem soll er
einen Maulwurf in der nord-
rhein-westfälischen Finanzver-
waltung platziert haben.

Prozess könnte
bis Weihnachten dauern

Dieser Hauptvorwurf hat einen
kuriosen Hintergrund: Daniel M.
hatte zunächst selbst angegeben,
er habe einen Spitzel installiert.
Diese Aussagen machte er im
Rahmen eines Strafverfahrens,
das 2015 in der Schweiz wegen
Handels mit gestohlenen Bank-
daten gegen ihn eröffnet wurde.
Inzwischen hat er seine früheren
Aussagen widerrufen: Er habe
nur kleinere Aufträge für den
NDB ausgeführt - und keinen
Maulwurf platziert.

Angeklagt ist Daniel M. we-

gen «geheimdienstlicher Agen-

tentätigkeit». Gemäss deut-
schem Strafgesetzbuch drohen
dafür bis zu fünf Jahre Haft, mög-
lich ist aber auch nur eine Geld-
strafe. Welches Strafmass die
Anklage beantragt, wird sie erst
vor Gericht bekanntgeben. Auch
die Verteidiger wollten sich zu
ihrem Antrag nicht äussern.

Für den Prozess sind elf Ver-
handlungstermine eingeplant,
der letzte in der Woche vor Weih-
nachten. Der Prozess könnte aber
kürzer ausfallen als geplant, lässt
Valentin Landmann, der Schwei-
zer Verteidiger von Daniel M.,
durchblicken. Er hoffe auf eine
bedingte Strafe, sagt Landmann.
Verteidigt wird Daniel M. beim
Prozess indes vom deutschen An-
walt Robert Kain. Dieser bean-
tragte vergebens, drei Schweizer

als Zeugen vorzuladen, darunter
NDB-Vizedirektor Paul Zinniker.

Politiker hoffen auf
Klärung - und üben Kritik

Politiker erwarten, dass der Pro-
zess gegen Daniel M. zur Aufklä-
rung der Affäre beiträgt. «Ich hof-
fe, dass klar wird, was er in wes-
sen Auftrag gemacht hat», sagt
etwa SP-Nationalrätin Edith
Graf-Litscher. Für FDP-Stände-
rat Josef Dittli ist das deutsche
Verfahren hingegen weniger aus-
schlaggebend: «Die Hauptfrage
ist für mich, ob gegen Schweizer
Recht verstossen wurde», sagt er.

Andere Politiker weisen dar-
auf hin, auch Deutschland habe
sich nicht gerade sauber verhal-
ten. SVP-Nationalrat Thomas

Hurter etwa sagt: «Ich verstehe
nicht, warum man jetzt ein sol-
ches Theater veranstaltet.»
Schliesslich habe sich Deutsch-
land illegal Steuer-CDs be-
schafft. Ähnlich äussert sich
FDP-Nationalrat Walter Müller:
«Deutschland hat die Bankdaten
auch nicht beim <Zmorge> erhal-
ten.» Er erwartet ebenfalls, dass
der Prozess zur Aufklärung der
Affäre beiträgt.

In der Schweiz sind verschie-
dene Gremien mit der Aufarbei-
tung beschäftigt. Sie halten sich
bislang weitgehend bedeckt. Die
Aufsichtsbehörde der Bundesan-
waltschaft teilte in einem ersten
Fazit mit, die Strafverfahren ge-
gen drei deutsche Steuerbeamte
stützten sich nicht auf Informa-
tionen des NDB - und damit
nicht auf diejenigen des Privat-

ermittlers. Der Schlussbericht
liegt jedoch noch nicht vor. Für
die weiteren Abklärungen hat
die Geschäftsprüfungsdelega-
tion (GPDel) des Parlaments den
Lead übernommen, wie der Prä-
sident der Aufsichtsbehörde, Ni-
klaus Oberholzer, auf Anfrage
mitteilt. Diese werde ihren Be-
richt der Delegation zur Verfü-
gung stellen. Die GPDel, die sich
aus drei National- und drei Stän-
deräten zusammensetzt, soll alle
Abklärungen in ihren Bericht in-
tegrieren. Laut GPDel-Präsident
Alex Kuprecht (SVP/SZ) wird die
Inspektion voraussichtlich im
ersten Quartal 2018 abgeschlos-
sen sein. Bis dahin will sich die
GPDel in Schweigen hüllen.


